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Er war neulich in Paris, und wenn er durch
die Tür einer kleinen Boulangerie trat, fiel
ihm als Erstes eines auf. Der starke Ge-
ruch. Der Geruch von Brot. Die Angestell-
ten hinter der Theke verkauften Brioche
und Baguette, aber sie schenkten keinen
Kaffee aus, und Stefan Blum wurde da-
mals zum ersten Mal bewusst, warum
nicht. Die gemahlenen Bohnen würden
den Duft des Brotes überlagern – und wer
noch selbst backe, der wolle doch auch,
dass die Kundinnen und Kunden das rie-
chen. Stefan Blum, 61, kennt das.

Er führt eine kleine Bäckerei in Mün-
chen, nahe des Marienplatzes. Er hat dort
noch nie Kaffee ausgeschenkt, auch keine
Tische aufgestellt. Es geht ihm alleine ums
Brot. Schon sein Urgroßvater betrieb die
Mühle im Nebenhaus, vor neun Jahren
dann eröffnete Stefan Blum die Bäckerei
dazu und so führt er heute einen der weni-
ge Betriebe im Land, die noch selbst ihren
Teig ansetzen. Die Deutschen verehren
zwar das Brot wie kaum ein andere Nation,
sie kennen hunderte Sorten, aber in den
vergangenen Jahren haben trotzdem Tau-

sende Bäckereien schließen müssen. Vor
neun Jahren gab es noch mehr als 14 500
Handwerksbetriebe in Deutschland. Heu-
te sind es nur noch knapp über 11 000 –
und das hat viel damit zu tun, dass das Brot
nicht mehr nur ein Produkt des Bäckers
ist.

Die Firma Backwerk aus Essen zum Bei-
spiel hat nach der Jahrtausendwende ihre
erste Filiale eröffnet, heute hat sie etwa
300 Läden, und nach und nach kamen im-
mer mehr solcher Backshops hinzu. Brot
war plötzlich überall zu haben, an den
Tankstellen, in den Kiosken und in den Dis-
countern. Doch Stefan Blum weiß den Ge-
ruch zu unterscheiden. Ein gefrorener Teig
rieche anders, wenn er aus dem Ofen kom-
me als ein frischer Hefeteig. „Die meisten
Menschen wissen das überhaupt nicht
mehr“, sagt er am Telefon. Nur seine älte-
ren Kunden kämen manchmal noch in den
Laden und sagten dann: „Hier riecht es wie
früher.“ Stefan Blum hat seine Bäckerei zu
einer Zeit eröffnet als viele andere zumach-
ten, und auch deshalb zeigt sein Beispiel so
gut, wie sich Handwerksbetriebe doch
noch gegen die großen Unternehmen be-
haupten können. Blum hat zwar nur sieben
Mitarbeiter, aber die backen alle Waren
selbst. Die Pfenningmuckerl zum Beispiel.
Kleine Semmeln aus Roggenteig.

Am Sonntag macht er seinen Laden zu,
mit einem kleinen Team wäre es nicht zu
schaffen, an sieben Tagen zu verkaufen. So
geht es vielen Handwerksbäckereien.
Blum weiß, dass sich manche seiner Kun-
den ihre Semmeln an diesem Tag woan-
ders holen, doch am Montag stünden sie
dann wieder vor seiner Tür. Immer weni-
ger Bäcker formen ihre Brote noch selbst
und deshalb gewinnen die Betriebe, die
durchgehalten haben – oder die neu eröff-
net haben, wie Stefan Blum. Der Zentralver-
band des Deutschen Bäckerhandwerks
schreibt in seinem Geschäftsbericht von ei-
nem „Verlangen der Verbraucher nach Re-
gionalität und einer hervorragenden Quali-
tät“. Kunden, die etwa zum Bioladen ge-
hen, wollen auch selbst gebackenes Brot
kaufen. „Erfolgsfaktor Premiumstrategie“
nennt man das beim Zentralverband.

Die Qualität ist der einzige Vorteil, den
die Bäcker der Industrie gegenüber noch
haben. Stefan Blum ist sich sicher: Man
kann sie riechen.  pia ratzesberger

von michael kläsgen

E s mag manche überraschen, aber es
gibt noch Bereiche im Leben der
Deutschen, die nicht bis ins letzte De-

tail juristisch geregelt sind. Bei der an die-
sem Donnerstag vor dem Oberlandesge-
richt München verhandelten Causa „Bröt-
chen am Sonntag“ ist das so. Das ist schon
allein deshalb bemerkenswert, weil Millio-
nen Bürger auch außerhalb Bayerns gera-
de am Sonntag gern Brötchen, Croissants
oder Brezen kaufen, weil sie dann Zeit ha-
ben und sich, ihrer Familie oder Gästen et-
was gönnen wollen. Deshalb ist das, was da
in München entschieden wird, auch für sie
von Bedeutung. Denn egal, wo sie wohnen:
Viele wissen gar nicht, dass sie da unter
Umständen etwas tun, was so von Gesetzes
wegen eigentlich gar nicht möglich sein
dürfte. Der Kauf der Sonntagssemmel
könnte nämlich illegal sein.

Politiker, mit denen er geredet habe, sei-
en deswegen einhellig der Meinung gewe-
sen, dass „der derzeitige Zustand so nicht
tragbar ist“, sagt Rechtsanwalt Thomas
Hellhake, der die beklagten Großbäckereien
Ihle und Ratschiller’s vertritt. Den „derzeiti-
gen Zustand“ kennt so gut wie jeder und er
fühlt sich eigentlich ganz normal an. Man
geht in die Bäckerei und kauft Semmeln,
merkt aber gar nicht, dass sie im Prinzip
wohl gar nicht mehr verkauft werden dürf-
ten, weil die Zeitspanne, in der das laut
Sonntagsverkaufsverordnung geschen
darf, längst verstrichen ist.

In Bayern müsste drei Stunden nach La-
denöffnung Schluss sein mit dem Verkauf,
ebenso in Baden-Württemberg, Bremen
und Niedersachsen. In vielen anderen Bun-
desländern dürfen Brötchen am Sonntag
fünf Stunden lang verkauft werden, etwa
in Nordrhein-Westfalen und Hamburg. In
Berlin sind es sogar neun Stunden.

Nun ist es so, dass sich viele Bäckereien,
darunter etliche Filialen von Ihle und Rat-
schiller’s, in „Bäckereicafés“ verwandelt
haben und so die Ladenschlusszeiten um-
gehen. In den Backereicafés stehen Tische,

man kann sich setzen, etwas essen und trin-
ken und eben auch nach Ablauf des jeweili-
gen Ladenschlusses noch Brötchen kau-
fen. Hier gilt das Gaststättengesetz, das we-
sentlich großzügigere Öffnungszeiten hat.

Die Zentrale zur Bekämpfung unlaute-
ren Wettbewerbs erkennt darin trotzdem
einen Gesetzesverstoß und hat geklagt.
Nach Ablauf der Ladenschlusszeiten dürf-
ten auch in diesen Cafés keine Semmeln
mehr verkauft werden. Das hieße: Wenn ei-
ne Bäckerei in Niedersahsen um 8 uhr mor-
gens öfnnet, darf spätestes um 11 die letzte
Breze über die Theke wandern. ... Die von
ihr beanstandeten Verkäufe hat sie wie
strafbare Handlungen im Stil eines Polizei-
protokolls über Jahre hinweg akribisch no-

tiert.
„An einem Sonntag im Februar 2016 ver-

kaufte die Beklagte an Kunden Stangen-
brot, Römer-Semmeln, Vollkornsemmeln,
und zwar um 11:12 Uhr und dann auch noch
um 15:46 Uhr“, heißt es in den Sitzungsin-
formationen des Oberlandesgerichts. „Am
Pfingstmontag 2017 verkaufte sie in einem
anderen Filialgeschäft gegen 10:00 Uhr ei-
ne Breze, Semmeln und ein Brot, an einem
Sonntag im März 2018 verkaufte sie in ei-
ner weiteren Filiale ebenfalls Brot, Sem-
meln und andere Backwaren und zwar um
11:45 Uhr und um 17:30 Uhr.“

Man könnte das nun alles als etwas
kleinkariert abtun. Im Grunde geht es aber
um eine Frage, die derzeit das gesamte Bä-
ckerhandwerk in Deutschland aufwühlt.
Ein Frage, die mit darüber entscheidet, ob
kleine inhaberbetriebene Bäckereien ge-
gen Anbieter industriell gefertigter Back-
waren noch eine Chance haben. Und ob die
Kleinen es sich überhaupt noch leisten kön-
nen, am Sonntag aufzumachen. Viele tun
das längst nicht mehr, obwohl der Sonntag
ein besonders umsatzstarker Tag ist. Ge-
wiss, über solche großen gesellschafts-
und wirtschaftspolitischen Fragen wird
vor einem Oberlandesgericht eigentlich
nie entschieden, wohl aber über ganz spezi-
fisch technische Fragen, die die große Rich-
tung vorgeben.

Andreas Ottofülling, der Geschäftsfüh-
rer und Sprecher der Wettbewerbszentra-
le, fasst die entscheidende Frage so zusam-
men: „Ist die nackte Semmel eine zuberei-

tete Speise oder nicht?“ Denn nur wenn die
Semmel als zubereitete Speise „zum alsbal-
digen Verzehr“ gilt, darf sie laut Gaststät-
tengesetz auch in Bäckereicafés verkauft
werden. Was aber macht die Semmeln zu
einer „zubereiteten Speise“? Reicht dazu
das Aufbacken tiefgekühlter Teiglinge aus
standardisierter Produktion, wie Ihle-An-
walt Hellhake meint? Oder bedarf es dazu
wenigstens des Aufschneidens, Butterbe-
schmierens und Auflegens einer Käse-
oder Wurstscheibe, wovon Ottofülling
überzeugt ist? Wenn nicht gar des Garnie-
rens mit einer Gurkenscheibe oder eines
Petersilienblatts?

Die Antwort der Richter darauf wird al-
ler Voraussicht nach bundesweite Bedeu-
tung haben. Nicht die Antwort des Oberlan-
desgerichts, sondern die der nächst höhe-
ren Instanz. Denn schon jetzt steht fest,
dass die Kontrahenten vor dem Münchner

Gericht eine grundsätzliche, für ganz
Deutschland geltende Regelung wollen.
Deshalb wird die Angelegenheit sehr wahr-
scheinlich vor dem Bundesgerichtshof lan-
den.

Aber egal, wie die Richter letztlich urtei-
len, schon jetzt ist absehbar, dass es zu Un-
gereimtheiten kommen wird. Denn wenn
sie entscheiden, dass Semmeln keine zube-

reitete Speise sind, könnte das zur Folge ha-
ben, dass unbelegte Brötchen nach Ablauf
der landesspezifischen Ladenschlusszei-
ten aus dem Blickfeld des Kunden ver-
schwinden müssten. Die Bediensteten
müssten sie dann von der Auslage an der
Theke in die hinteren Räume befördern.
Man kann sich vorstellen, wie dann die Bay-
ern und Bremer an der Theke stehen und
mit der Verkäuferin darüber verhandeln,
ob nicht doch noch irgendwo Semmeln ver-
steckt sein könnten.

Angenommen aber, die Richter verlei-
hen der Semmel das Prädikat „zubereitet“,
was bedeutet das dann für die anderen
Backwaren? Zumindest die Breze hätte in
Bayern nicht viel zu befürchten. Sie wird
heute schon in Gaststätten serviert und
dürfte insofern im Sinne des Gaststättenge-
setzes als „zubereitet“ durchgehen. Beim
Brot hingegen wird es schon schwieriger.
Müssten die Gastwirte am Ende ganze Lai-
be Brot auf die Speisekarte schreiben, um
dem Gesetz Genüge zu tun, wohl wissend,
dass wohl niemand ein ganzes Brot bestel-
len wird?

Eine andere Variante wäre freilich, dass
der Bund die Ladenöffnungszeiten an
Sonn- und Feiertagen ausdehnt und viel-
leicht auf Berliner Niveau angleicht, um so
Zeitüberschreitung zu vermeiden. Aber in
dem Fall sind sich selbst die gegnerischen
Parteien vor Gericht einig: Davon wird die
Bundesregierung die Finger lassen. Sie
müsste sich wegen der Beschäftigung an ei-
nem gesetzlich geschützten Tag mit Ge-
werkschaften und Kirchen anlegen, wes-
halb die Sonntagsöffnung einstweilen Län-
dersache bleiben wird.

S ollten sich Wissenschaftler in der Po-
litik und der Öffentlichkeit deutli-
cher zu Wort melden? Anlässe gäbe

es genug. Gentechnik und künstliche Intel-
ligenz verändern unser Leben, noch ehe
wir die Konsequenzen dieser Entwicklun-
gen verstanden haben. Das führt zu Debat-
ten über ethische Probleme, welche eher
von diffusen Ängsten als von faktenbasier-
ten Argumenten befeuert werden und die
Unsicherheit vergrößern, statt sie zu redu-
zieren.

Eindeutige Stellungnahmen von Wis-
senschaftlern wünscht sich die Öffentlich-
keit auch zu anderen drängenden Proble-
men, etwa der Sicherheit von atomaren
Endlagern oder der Begrenzung des Klima-
wandels. Als Vorbild dient oftmals das so-
genannte Russell-Einstein-Manifest, wel-
ches 1955 von zehn Nobelpreisträgern an-
gesichts der Wasserstoffbomben-Tests
der USA veröffentlicht wurde. Die Unter-
zeichner forderten eine nukleare Abrüs-
tung und zur Lösung von Konflikten eine
Rückbesinnung auf die Menschlichkeit.

Fehlen uns heute solche deutlichen Stel-
lungnahmen? Fehlen uns mutige Wissen-
schaftler, die mit ihrer Reputation diesen
Manifesten Gewicht verleihen? So einfach
ist die Sache leider nicht, was die Diskussi-
on umso lehrreicher macht. Es geht im
Kern um die Frage, ob diese Stellungnah-
men ihr Zielpublikum noch erreichen.

Um Gehör zu finden, sollten Wissen-
schaftler mit einer Stimme sprechen. Da-

von sind wir heute weiter denn je entfernt.
Bereits 1955 konnten sich, aufgrund subti-
ler politischer Differenzen, nicht alle Mei-
nungsführer auf ein gemeinsames Mani-
fest einigen. So wurde nur wenige Tage
nach dem Russell-Einstein-Manifest auf
der Nobelpreisträger-Tagung in Lindau
die sogenannte Mainauer Deklaration ver-
öffentlicht, die sich ebenfalls gegen die
Nutzung von Nuklearwaffen aussprach.
Unterzeichnet wurde sie von 18 Nobelpreis-
trägern, innerhalb eines Jahres gab es 52
Unterzeichner.

In ihrer Grundaussage identisch, stand
diese Mainauer Deklaration trotz breiter
Unterstützung stets im Schatten des Rus-
sell-Einstein-Manifests. Der entscheiden-
de Grund dafür liegt in der Rolle der Medi-
en. Das Russell-Einstein-Manifest wurde
öffentlichkeitswirksam in einer großen
Pressekonferenz in London vorgestellt, an
der neben den Printmedien auch Rund-
funk und Fernsehen zugegen waren. Da-
mit konnte die Weltöffentlichkeit des Jah-
res 1955 auf einen Schlag erreicht werden.
Ein Philanthrop unterstützte im Geiste des

Manifestes im kanadischen Pugwash eine
Serie von Konferenzen über Wissenschaft
und internationale Probleme. Diese wie-
derum hatten großen Anteil am Zustande-
kommen des Atomwaffensperrvertrags
von 1963, was durch die Verleihung des
Friedensnobelpreises 1995 gewürdigt wur-
de – eine Erfolgsgeschichte. Bedingt wur-
de sie weniger durch Form, Inhalt oder Ziel
– auch in Mainau äußern sich regelmäßig
Nobelpreisträger, als vielmehr durch die
mediale Verstärkung, die dem Appell der
einen Gehör verschaffte, während der Ap-
pell der anderen vergessen wurde.

Dass nicht der Inhalt, sondern die Auf-
merksamkeit über den Erfolg entscheidet,
kennen wir heute aus den sozialen Medien.
Wissenschaftler stehen dieser Art der Po-
pularisierung ihrer Forschung nach wie
vor skeptisch gegenüber, zu Recht. Öffentli-

che Stellungnahmen verlangen nach kla-
ren und eindeutigen Botschaften. Aber
nicht jede Art von Forschung lässt sich auf
diese Weise versimplifizieren. Das gilt be-
sonders für komplexe Probleme, wie den
Klimawandel. Schon die Daten sind mit Un-
sicherheiten behaftet, viel mehr noch die
Modelle, die daraus Vorhersagen generie-
ren sollen. Wissenschaftler sind sich über
die Probleme im Klaren, aber ihre Lösungs-
vorschläge weichen oft stark voneinander
ab. Mit einer gemeinsamen Stimme zu
sprechen, ist heute aufgrund der Komplexi-
tät der Probleme, aber auch wegen der
Zehntausendmal größeren Zahl von Wis-
senschaftlern im Vergleich zu 1955 noch
viel schwieriger.

Dazu kommt das Hauptproblem: Wel-
cher Öffentlichkeit ist eine solche differen-
zierte Diskussion noch zuzumuten? Was
sich nicht in 280 Zeichen wiedergeben
lässt, übersteigt schnell die Aufmerksam-
keit der Menschen, von einer kritischen Ab-
wägung der Meinungen ganz zu schwei-
gen. Auch Politiker sind vor allem an Argu-
menten interessiert, die ihre Entscheidun-

gen stützen, und nicht an den Details, die
diese infrage stellen könnten. Viele Fakten
liegen auf dem Tisch. Es geht nicht darum,
ob sie jemand ausspricht, sondern ob sich
jemand findet, der ihnen Gehör schenkt.

Und schließlich: Wie werden wissen-
schaftliche Meinungen aufgenommen, ge-
rade wenn sie eigenen Ansichten wider-
sprechen? Hier hat sich ein radikaler Wan-
del in der öffentlichen Wahrnehmung voll-
zogen. Wissenschaftler sind nicht mehr Au-
toritäten, die mühsam gewonnene Fakten
präsentieren. Ihren Aussagen kann man,
wie in der Religion, heute glauben oder
auch nicht, sofern ihre Ansichten nicht oh-
nehin in der Kakofonie der Meinungen un-
tergehen. Denn je komplexer die Probleme
sind , desto größer ist die Zahl derjenigen,
die es besser wissen. Hasskommentare
und Beleidigungen in Diskussionsforen als
Reaktion auf wissenschaftliche Meinungs-
äußerungen sind zur Regel geworden. Wer
erfolgreich in der Wissenschaft tätig ist,
wird sich überlegen, ob er seine Energie in
eine solche Art von Auseinandersetzung
oder doch besser in seine Forschung inves-
tiert.

So ist es am Ende oftmals ein kleiner
Kreis der Immergleichen, der sich zu Inter-
views und Talkshows einladen lässt und ge-
nau darum den Journalisten bekannt ist –
ein sich selbst verstärkender Prozess. Da-
mit besteht die Gefahr, dass Meinungen,
die gar nicht repräsentativ sind, als maß-
gebliche Ansichten „der“ Wissenschaft

wahrgenommen werden. Gerade Warner
und Mahner nehmen einen moralischen
Vorteil in Anspruch, der keineswegs im-
mer durch wissenschaftliche Fakten legiti-
miert ist. Die Frage „Cui bono – wem nützt
es?“ gilt auch für die öffentlichen Stellung-
nahmen von Wissenschaftlern.

Fazit: Manifeste und Deklarationen von
Wissenschaftlern sind wichtig, weil sie der
gesellschaftlichen Meinungsbildung die-
nen. Gleichzeitig sind sie nutzlos, wenn die
Bildung dieser Meinung nicht mehr ge-
währleistet ist, weil die mediale Aufmerk-
samkeit das Meinungsspektrum einengt,
Argumente bis zur Sinnlosigkeit verein-
facht werden, wissenschaftliche Fakten zu
Ansichtssachen degradiert und gegenteili-
ge Meinungen moralisch oder politisch dif-
famiert werden. Wer sich mehr Beteili-
gung von Wissenschaftlern an der öffentli-
chen Diskussion wünscht, sollte auch die
gegenwärtige Diskussionskultur überprü-
fen.

Frank Schweitzer, 50, ist
Professor für Systemge-
staltung an der ETH
Zürich. Er befasst sich
mit der Modellierung
komplexer sozialer
Systeme.
FOTO: ETH ZÜRICH
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Was duftet
denn da?

Die Deutschen lieben Brot, doch
die Bäckereien werden weniger

Es ist ein kleiner Kreis der
Immergleichen, der sich
zu Talkshows einladen lässt

Die Entscheidungshelfer
Wissenschaftler sollten sich öfter in öffentliche Debatten einmischen. Dazu

muss die Diskussionskultur entschieden besser werden. Von Frank Schweitzer
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